
1. Nachtragssatzung der 
Stadt Eckernförde

über die Erhebung einer Benutzungsgebühr 
für die Mehrzweckhalle

Aufgrund des § 4 Absatz 1 Satz 1 Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein i. d. F. vom 

28.02.2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.09.2020 

(GVOBl, S. 514) sowie aufgrund von § 1 Absatz 1, § 2 Absatz 1 Sätze 1 - 4 und Absatz 

2, § 3 Absätze 1 und 8 und § 18 Absätze 2 und 3 des Kommunalabgabengesetzes des 

Landes Schleswig-Holstein (KAG) in der Fassung vom 10.01.2005 (GVOB. Schl.-H. 2005, 

S. 27), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.11.2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 425), hat die 

Ratsversammlung der Stadt Eckernförde in ihrer Sitzung am 30.06.2022 die folgende 

Satzung beschlossen:

Artikel 1

Die Satzung der Stadt Eckernförde über die Erhebung einer Benutzungsgebühr für die 
Mehrzweckhalle (Stadthalle) vom 17.12.2020 wird wie folgt geändert;

Zu § 3

Absatz 1, erhält folgende Fassung:

Gebühr für die Benutzung des großen Saales bemisst sich nach der beantragten Nutzung 
und beträgt:

a) für Theaterbestuhlung bis 442 Plätze 458,15 €

b) für Theaterbestuhlung bis 525 Plätze 493,85 €

c) für Theaterbestuhlung bis 619 Plätze 719,95€

d) für Theaterbestuhlung bis 700 Plätze 785,40 €



e) für Tagungsbestuhlung bis 300 Plätze

f) für Tagungsbestuhlung bis 570 Plätze

785,40 €

981,75 €

g) für Tanzbestuhlung bis 250 Plätze

h) für Tanzbestuhlung bis 350 Plätze

i) für Tanzbestuhlung bis 500 Plätze

j) Saal leer / ohne Bestuhlung

654,50 €

785,40 €

916,30 €

916,30 €

k) Parlamentarisch für 168 Personen

l) Parlamentarisch für 270 Personen

850,85 €

1.011,50€

m) nachträgliche Zubuchung Seitenbestuhlung (zzgl.) 119,00€

Die Gebühr für die Benutzung beinhaltet jeweils einen Umsatzsteuersatz in Höhe 
von 19 %.

Absatz 3, erhält folgende Fassung:

Vereine und Verbände mit Sitz in Eckernförde zahlen 67,23 % der Gebühren nach Abs. 1, 

2 und 5, wenn die Durchführung der Veranstaltung eindeutig in den Händen des örtlichen 

Veranstalters liegt.

Artikel 2

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2023 in Kraft.

(Heidt)


